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Schengen/Dublin und die Schweiz:

Vor Schläfern wird gewarnt
Im Juni 2005 folgten die
StimmbürgerInnen den
Parolen der bürgerlichen
«Mitte» (CVP und FDP) und
der parlamentarischen
Linken (SP und Grüne) und
stimmten dem Anschluss der
Schweiz an Schengen und
Dublin zu. Bereits heute
wächst die Liste der
umzusetzenden Rechtsakte
ständig – ohne dass die
ParlamentarierInnen sich
einmischen und ihre
Verantwortung wahrnehmen.

An den folgenden Satz, der die Justiz-
und Polizeipolitik und damit auch die
Asyl- und Einwanderungspolitik der
Schweiz massgeblich mitbestimmt, ha-
ben sich viele ParlamentarierInnen
noch nicht gewöhnt: «Für die Schweiz
stellt diese Verordnung eine Weiterent-
wicklung von Bestimmungen des
Schengen-Besitzstandes im Sinne des
Übereinkommens zwischen der Europä-
ischen Union und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft über die Assoziierung
dieses Staates bei der Umsetzung, An-
wendung und Entwicklung des Schen-
gen-Besitzstandes dar ….»

Der Satz ziert regelmässig die Präam-
beln neuer Verordnungen und Beschlüs-
se, mit denen die EU den «Schengener
Besitzstand» erweitert. Sobald er in ei-
nem Entwurf auftaucht, müssten die
schweizerischen ParlamentarierInnen
aufhorchen. Denn die EU wird hier über
kurz oder lang Entscheidungen fällen,
welche die Schweiz nachvollziehen und

in ihr Recht übernehmen muss – so-
fern sie im Schengener Club verbleiben
will.

Stunde der Exekutive

Warum schrillt die Alarmglocke nicht?
Einerseits bekommen die National- und
StänderätInnen diese Entwicklungen
gar nicht mit. Eine regelmässige um-
fassende Unterrichtung des Parlaments
gibt es weder vom Aussendepartement
(EDA) und seinem Integrationsbüro,
das für die Kooperation mit der EU
grundsätzlich zuständig ist, noch vom
Justiz- und Polizeidepartement (EJPD)
und seinen Bundesämtern, denen die
fachliche Verantwortung für Schengen
und Dublin obliegt und die in den «ge-
mischten Ausschüssen» von der Exper-
ten- bis zur Ministerebene über die ent-
sprechenden Entwürfe mitdiskutieren.
Andererseits machen die Parlamenta-
rierInnen ihrerseits keinen Wank, sich
selbst zu informieren. Obwohl sie sich
vor zwei Jahren grossmehrheitlich für
die Schengen-/Dublin-Assoziation ein-
gesetzt haben, tun sie so, als gingen sie
weder die entsprechenden Gremien der
EU noch das dortige Treiben der schwei-
zerischen Exekutive etwas an.

Wegen dieser Mischung aus behörd-
lichemUnwillen und parlamentarischer
Unfähigkeit werden zentrale Beschlüs-
se und Verordnungen erst dann zum
schweizerischen Thema, wenn die EU
die Schweiz formell über beschlossene
Rechtsakte «notifiziert» und das EJPD
einen Entwurf dazu in die Vernehmlas-
sung schickt. Das Parlament verschläft
damit gleich zwei Möglichkeiten: Es

kann weder auf die Verhandlungs-
position des EJPD in den «gemischten
Ausschüssen» Einfluss nehmen, noch
bestimmt es die Alternativenmit, die bei
der Umsetzung der dort getroffenen Ent-
scheidungen in der Schweiz bleiben.

Die Pendenzenliste wächst

Dabei wäre dies von Belang. Auch wenn
die Schengen/Dublin-Assoziations-
verträge zwischen der Schweiz und der
EU bisher noch nicht in Kraft getreten
sind, wächst nämlich die Liste der um-
zusetzenden neuen Rechtsakte schon
jetzt bedenklich an. Formell unterrich-
tet wurde die Schweiz über die EU-Ver-
ordnung zur verpflichtenden Einfüh-
rung biometrischer Pässe von Ende 2004
und den so genannten Schengener
Grenzkodex von Anfang 2006. Hinzu
kommen zwei Verordnungen und ein
Beschluss zum Schengener Informa-
tionssystem der zweiten Generation
(SIS 2) vom Oktober 2006, eine Verord-
nung und ein Beschluss zum Visa-Infor-
mationssystem (VIS) und zum Zugriff
von Polizei und Staatsschutz auf die
darin gespeicherten Daten vom Mai
2007 sowie eine Verordnung für «Sofort-
einsatzteams für Grenzsicherungs-
zwecke» vom Juni 2007. Das EJPD hat
darüber hinaus sein Interesse an einer
Teilnahme bei der EU-Grenzschutz-
agentur Frontex angemeldet.

Bevor demnächst gar schweizerische
Grenzwächter im Mittelmeer oder vor
den kanarischen Inseln auf See-Pa-
trouille gehen, sollten die Kommissio-
nen von National- und Ständerat sich
vielleicht überlegen, wie sie künftig mit
Schengen und Dublin umgehen wollen.
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